Deutscher Bundestag Drucksache 1 1/381 6 

11. Wahlperiode 

09. 01. 89 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Mechtersheimer, Hoss 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1/3784 — 


US-Militärflugplatz Pfaffengrund in Heidelberg 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 6. Januar 
1989 -VI B 4- W 7904 - 91/88 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Bei welchen Entscheidungen und Maßnahmen im Zusammenhang 
mit dem US-Flugplatz hat die Stadt Heidelberg Anhörungs-, Betei- 
ligen gs- und Mitbestimmungsrechte? 


Bei Entscheidungen und Maßnahmen im Zusammenhang mit 
dem US-Flugplatz Pfaffengrund wird die Stadt Heidelberg im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen angehört und beteiligt. 


2. Auf welche Rechtsgrundlage stützten sich die Amerikaner 1945 bei 
der Errichtung des Flugplatzes? 


Der Flugplatz wurde im Jahre 1945 von den US -Streitkräften 
aufgrund Besatzungsrechts errichtet und ausgebaut. 


3. Welche Richtlinien und Bestimmungen liegen für die einzuhalten- 
den Abstände eines Militärflugplatzes zu einem Wohngebiet vor in 
Deutschland und den USA? 


Die ausschließlich nach deutschem Recht zu beurteilenden Ab- 
stände ergeben sich aus dem nach § 12 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) für den Flugplatz festgesetzten Bauschutzbereich. 
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4. Wer waren bzw. sind die Genehmigungsbehörden für den Ausbau 
der Start- und Landebahn, die Errichtung der Hubschrauberrepara- 
turwerft und die Errichtung der Radaranlage? 

Soweit für den Ausbau und die Herrichtung des Flugplatzes Ge- 
nehmigungen nach deutschem Luftverkehrsrecht erforderlich 
sind, werden die Verwaltungszuständigkeiten durch Dienststellen 
der Bundeswehr nach den Bestimmungen des Bundesministers 
der Verteidigung wahrgenommen (§ 30 Abs. 2 LuftVG). Für 
andere Genehmigungen nach deutschem Recht sind die jeweili- 
gen Fachbehörden der Länder zuständig. 


5. Von welcher Behörde muß die Stationierung von Flugeinheiten auf 
dem Militärflughafen genehmigt werden? 


Die US-Streitkräfte benötigen zur Stationierung von Einheiten auf 
den ihnen überlassenen Liegenschaften keine Genehmigung der 
Bundesrepublik Deutschland als Aufnahmestaat. Soweit es um 
„Genehmigungen" nach dem Luftverkehrsrecht geht, wird auf 
die Antwort zu Frage 4 verwiesen. 


6. Hat die Stadt Heidelberg irgendwelche Anhörungs- und Beteili- 
gungsrechte, wenn Fluggerät stationiert werden soll? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


7. Welchen Einfluß hat die Stadt Heidelberg auf die Genehmigung 
von Flugtagen des AERO-Clubs auf dem Militärflugplatz? 


Zur Durchführung eines Flugtages auf der den US- Streitkräften 
überlassenen Liegenschaft bedarf der AERO-Club als Veranstal- 
ter der nach deutschem Recht erforderlichen Genehmigungen. 
Die Stadt Heidelberg wird von den zuständigen Genehmigungs- 
behörden beteiligt, soweit das deutsche Recht dies vorsieht. 


8. Welche Grenzwerte zum Schutz der Zivilbevölkerung sind bezüg- 
lich Lärm- und Abgasentwicklung durch den Militärflugplatz ein- 
zuhalten? 


Für militärische Flugplätze sind keine Grenzwerte bezüglich 
Lärm- und Abgasentwicklung festgelegt. Das Luftverkehrsgesetz 
schreibt lediglich vor, daß Flugplatzhalter und Luftfahrzeugführer 
verpflichtet sind, vermeidbare Geräusche zu verhindern und die 
Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein Mindestmaß zu 
beschränken, wenn dies erforderlich ist, um die Bevölkerung u. a. 
vor erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen zu 
schützen (§ 29 b LuftVG). 
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9. Warum wurden die von der Umweltschutzstelle erhobenen Daten 
über Lärm- und Abgasentwicklung noch nicht veröffentlicht? 

10. Wann und in welchem Umfang erhebt die Stadt Heidelberg selbst 
offizielle univariante Häufigkeitszählungen als Daten- und Argu- 
mentationsbasis für Lärmschutzmaßnahmen? 


Wie die Bundesregierung erfahren hat, führt die Stadt Heidelberg 
Erhebungen durch. Einzelheiten sind nicht bekannt. 


11. Welche Zugriffs- und Einflußmöglichkeiten stehen der Stadt Hei- 
delberg für die Überwachung und Einhaltung gegebener US-Zu- 
sagen über die Reduzierung des Flugbetriebes auf das sogenannte 
militärisch unabdingbare Maß zur Verfügung? 


Der Bundesregierung sind Zusagen der US -Streitkräfte über eine 
Reduzierung des Flugbetriebs nicht bekannt. 


12. Welcher Beschwerdeweg steht der Stadt Heidelberg bei zögerlicher 
Behandlung von Gesprächstermin wünschen durch die Amerikaner 
zur Verfügung? 


Das Hauptquartier der US -Streitkräfte hat beim Land Baden- 
Württemberg einen Verbindungsoffizier bestellt. Die Stadt Hei- 
delberg kann sich mit Beschwerden an ihn wenden. 


13. Ist der Transport von gefährlichen Treibstoffen durch das Anwesen 
Pleikartsförster Hof zulässig? 


Die Beförderung von Treibstoffen, die gefährliche Güter im Sinne 
der Gefahrgutverordnung Straße sind, ist auf der Straße, die am 
Anwesen Pleikartsförster Hof vorbeiführt, zulässig. 


14. Ist die Lagerung dieser gefährlichen Treibstoffe in unmittelbarer 
Nachbarschaft zu einem zivilen Wohngebiet zulässig? 


Bei der Lagerung von Treibstoffen haben sich die US-Streitkräfte 
nach den deutschen Vorschriften über die Lagerung wasserge- 
fährdender und brennbarer Flüssigkeiten zu richten; sie können 
ihre eigenen Vorschriften anwenden, soweit diese gleichwertige 
oder höhere Anforderungen als das deutsche Recht stellen (Arti- 
kel 53 Abs. 1 Satz 1 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppen- 
statut). 


15. Welche Möglichkeiten hat die Stadt Heidelberg, auf die Einhaltung 
einer angemessenen Nachtruhe bzw. für umweltverträgliche Be- 
triebszeiten auf dem Flugplatz zu sorgen? 
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Die US -Streitkräfte haben beim Betrieb des Flugplatzes das deut- 
sche Recht zu achten. Die Verwaltungszuständigkeit für die 
Anwendung des deutschen Luftverkehrsrechts liegt bei den Be- 
hörden der Bundeswehr (§ 30 Abs. 2 LuftVG). 


16. Hält die Bundesregierung eine anhaltende Lärmbelastung von bis 
zu 120 dB durch sich warmlaufende Flugzeug- und Hubschrauber- 
motoren in den unmittelbar an den Flugplatz angrenzenden Wohn- 
gebieten für gesundheitsschädlich? 


Durch warmlaufende Flugzeug- und Hubschraubermotoren wer- 
den Lärmpegel in der genannten Höhe bei weitem nicht erreicht. 


17. Besteht die Möglichkeit zum Bau von lärmschluckenden Warmlauf- 
mulden auf dem Flugplatz Pfaffengrund? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob die Möglichkeit zum 
Bau lärmschluckender Warmlauf mulden besteht. 


18. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, die von den 
US-Streitkräften eingerichtete Hubschrauberreparaturwerft, eine 
Hauptlärmquelle auf dem Flugplatz, zu schließen? 


Die Bundesregierung hat rechtlich keine Möglichkeit, von den 
US-Streitkräften betriebene Anlagen zu schließen. 


19. Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, den Flugbetrieb wäh- 
rend der Nachtstunden einzustellen? 

20. Hält die Bundesregierung es für sinnvoll und möglich, den mitten in 
Wohngebieten hegenden Flugplatz zu schließen? 


Auf die Antwort zu Frage 18 wird verwiesen. 
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